
 
Geschichte des Bundes-Immissionsschutzgesetz 

 

 
Das Bundes-Immissionsschutzgesetz ist ein deutsches Bundesgesetz und stammt aus 
dem Jahr 1974. Es geht in seiner Regelungsstruktur (etwa: die Genehmigungspflicht, die 
ennummerative Aufzählung der genehmigungsbedürftigen Anlagen, Instrumente der 
nachträglichen Anordnung und der Stillegungs-/Beseitigungsverfügung) aus den §§ 16–
25 der Gewerbeordnung hervor, die schon im Kaiserreich das Anlagengenehmigungsrecht 
regelten. Für die umweltmäßige Überhöhung der mit seinem Erlass ins 
Immisionsschutzgesetz ausgewanderten gewerberechtlichen Vorschriften dürfte 
(besonders bezüglich der Technikstandards) nicht zuletzt der US-amerikanische Clean Air 
Act (CAA, eingerückt in U.S.Code, Titel 42, §§ 7401 ff.) von 1970 Pate gestanden haben. 
Auch heute noch ist das Immissionsschutzgesetz das Genehmigungsrecht für Industrie- 
und Gewerbeanlagen schlechthin, weshalb seine Ausführung vielfach noch durchaus 
sinngerecht bei den Gewerbebehörden liegt. 
 
Das Gesetz wurde zu einer Zeit erlassen, als industrielle Emissionen als ein ernsthaftes 
Problem nicht nur für die menschliche Gesundheit, sondern auch für die sonstige Umwelt 
erkannt worden waren und deren Regulierung mit dem Instrumentarium der 
Gewerbeordnung (beispielsweise frühere politische Kampagnen wie "Blauer Himmel über 
der Ruhr") an ihren Grenzen angelangt war. Es ist seitdem vielfach verändert, in seinem 
Regelungsumfang erweitert und in der Regelungstechnik verfeinert worden. 
Ansatzpunkt des Gesetzes sind bestimmte Formen der Umwelteinwirkung (= 
Immission), die als "Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnlichen 
Vorgänge" definiert werden, also nur Imponderabilien sein können. Aus der Sicht von 
Umweltschutz oder Umwelttechnik erscheint diese Fixierung des Gesetzes auf unwägbare 
Stoffe eher willkürlich; sie erklärt sich aber aus dem Bürgerlichen Recht. § 906 Absatz 1 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches lautet: 
 

"Der Eigentümer eines Grundstücks kann die Zuführung von Gasen, Dämpfen, 

Gerüchen, Rauch, Ruß, Wärme, Geräusch, Erschütterungen und ähnliche von 

einem anderen Grundstück ausgehende Einwirkungen insoweit nicht verbieten, 

als die Einwirkung die Benutzung seines Grundstücks nicht oder nur 

unwesentlich beeinträchtigt. Eine unwesentliche Beeinträchtigung liegt in der 

Regel vor, wenn die in Gesetzen oder Rechtsverordnungen festgelegten Grenz- 

oder Richtwerte von den nach diesen Vorschriften ermittelten und bewerteten 

Einwirkungen nicht überschritten werden." 

 
Das aufgrund der grundsätzlichen Konzentrierung auf imponderabile Einwirkungen 
anfangs eher medial auf die Luft bezogene Gesetz dient heute, nachdem es infolge 
ganzheitlicher Umweltschutzansätze der Europäischen Union ergänzt wurde, auch dem 
ganzheitlichen Umweltschutz. Dies zeichnet es gegenüber vielen anderen 
Umweltgesetzen, die noch immer an bestimmten Umweltmedien orientiert sind, aus. Ob 
das Immissionschutzgesetz seiner Regelungsstruktur nach für einen ganzheitlichen 
Ansatz geeignet ist kann jedoch füglich bestritten werden, da es allein gegenüber einer 
bestimmten Gruppe von Emittenten ausreichende administrative Handhaben zur 
Verfügung stellt. 
 
(Auszug aus www.wikipedia.de) 


